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Am 13. Oktober hat Landtagspräsident
Ulrich Schmidt die langjährigen Mit-
glieder der Ausländerbeiräte Güters-

loh und Mönchengladbach, Jean Makedono-
poulos und Gülistan Yüksel geehrt. Stellver-
tretend für viele, die sich für die politische
Teilhabe und die Integration der Migranten in
Nordrhein-Westfalen einsetzen, lobte
Schmidt den unermüdlichen Einsatz der bei-
den Geehrten. Ohne ein solches Engagement,
sei Integration nicht möglich. Es müsse daher
in besonderer Weise hervorgehoben werden. 

Sowohl Makedonopoulos als auch Yüksel
sind über ihren Einsatz in den kommunalen
Migrantenvertretungen auch zur Kommunal-

politik gekommen. Jean Makedonopoulos, der
bis 2002 auch stellvertretender LAGA-Vorsit-
zender war, war CDU-Ratsherr in Gütersloh.
Gülistan Yüksel ihrerseits ist Ratsfrau in Mön-
chengladbach für die SPD. Zugleich ist sie en-
gagiertes Mitglied des LAGA-Vorstandes.

Unter den Gästen waren unter anderem die
Staatssekretärin im Sozialministerium Cornelia
Prüfer-Starck und Innenstaatssekretär Hans
Krings. Viele Kandidaten und Kandidatinnen für
die anstehenden Wahlen der Integrationsräte
am 21. November 2004 wie auch zahlreiche
Abgeordnete des Düsseldorfer Landtages wa-
ren ebenso dabei.

Weitere Berichte ab Seite 2

21. November 2004 ist Wahltag
Innenminister Fritz Behrens
und Sozialministerin Birgit
Fischer rufen zur Wahl auf

Sowohl NRW-Innenminister Fritz Beh-
rens als auch Sozialministerin Birgit
Fischer haben in ihren Aufrufen alle
wahlberechtigten Migrantinnen und
Migranten aufgefordert, am 21. No-
vember von ihrem Wahlrecht Ge-

brauch zu machen. Die gewachsene politische
Bedeutung der kommunalen Migrantenver-
tretungen könne durch eine hohe Wahlbetei-
ligung nochmals gestärkt werden. Gerade

weil man das kommunale Wahl-
recht für alle Migrantinnen und Mi-
granten noch nicht habe, sei es
wichtig die bestehenden Möglich-

keiten zur politischen Mitbestimmung
zu nutzen. 

Aufrufe Seite 5
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Die feierliche Ehrung der beiden lang-
jährigen Mitglieder der Ausländerbeiräte
Gütersloh und Mönchengladbach – Jean
Makedonopoulos und Gülistan Yüksel –
war Anlass für zahlreiche Abgeordnete,
Mitglieder der Aus-
länderbeiräte, Re-
gierungsvertreter
und Journalisten
am 13. Oktober
2004 im Plenarsaal
des Düsseldorfer
Landtages zu-
sammenzukom-
men. Landtagsprä-
sident Ulrich
Schmidt eröffnete
die Veranstaltung
mit den Worten:
„Ich halte das The-
ma „Beteiligung
von Migrantinnen
und Migranten an
der Kommunalpoli-
tik für wichtig ge-
nug, um es im
Herzstück der De-
mokratie unseres
Landes, hier im Plenarsaal, zu debattie-
ren.“ 

Dieser Aussage konnte Tayfun Keltek
in seiner Begrüßungsrede nur zustim-
men. Der LAGA-Vorsitzende bedankte
sich bei den rund 200 Gästen für das
große Interesse und hob besonders die
„Anwesenheit so vieler wichtiger Per-
sönlichkeiten aus Politik und Verwal-
tung, aus Verbänden und kommunalen
Migrantenvertretungen“ hervor. Das
zeige, so Keltek weiter, „wie wichtig die
Frage der Integration, des friedlichen
und gleichberechtigten Zusammenle-
bens von Mehrheitsgesellschaft und Mi-
grantinnen und Migranten in NRW ge-
nommen wird und welchen Stellenwert
dabei die politische Partizipation ge-
nießt.“

Bevor allerdings Professor Axel Schul-
te aus Hannover seinen Gastvortrag
hielt, nahm LAGA-Vorsitzender Tayfun
Keltek gemeinsam mit Ulrich Schmidt
die Ehrung von Gülistan Yüksel und Jean
Makedonopoulos vor. Sichtlich bewegt
bedankten sich die beiden Geehrten mit
„Jungfernreden“ im Plenarsaal des
Landtages.

Der offizielle Teil der Veranstaltung
endete mit einem Vortrag zur „Notwen-
digkeit und Verbesserung der politi-
schen Partizipationsmöglichkeiten der
Migrantinnen und Migranten auf kom-

munaler Ebene“. Der Politologe Axel
Schulte aus Hannover erläuterte dabei
die dringende Notwendigkeit des kom-
munalen Wahlrechts für alle Migrantin-
nen und Migranten. Zugleich bekräftig-
te er die Rolle der kommunalen Migran-
tenvertretungen. Diese könnten zur
„Stärkung der Demokratie und zur För-
derung der Integration, insbesondere
auf kommunaler Ebene beitragen.“

Anschließend kamen die Gäste in der
Bürgerhalle des Landtages zu einem
Empfang mit Musik des türkisch-deut-
schen Duos „Calisgan & Heuser“ und
einem türkischen Spezialitäten-Buffet
zusammen.

Porträt
Gülistan Yüksel
Gülistan Yüksel, 44, wurde 1962 in der
Türkei geboren. Sie lebt seit 1970 in
Deutschland, ist verheiratet und Mutter
von zwei Söhnen (18 und 13 Jahre alt).
Gülistan Yüksel führt ein Taxiunterneh-
men.

Als amtierende Vorsitzende des Aus-
länderbeirats Mönchengladbach enga-

giert sie sich besonders für die Integration
der in der niederrheinischen Stadt leben-
den Migrantinnen und Migranten. Be-
sonders liegen ihr die Schulerfolge von
Kindern mit Migrationshintergrund am

Herzen. Da diese ih-
rer Auffassung nach
nicht ohne die aktive
Mitwirkung der El-
tern gelingen kön-
nen, trieb Gülistan
Yüksel in den ver-
gangenen Jahren die
Elternarbeit in Mön-
chengladbach vor-
an. Zusammen mit
der Regionalen Ar-
beitsstelle zur Förde-
rung von Kindern
und Jugendlichen
aus Zuwandererfa-
milien Möncheng-
ladbach (RAA) hat
der Ausländerbeirat
Informationsabende
für Eltern durchge-
führt sowie Sprach-
kurse für Eltern ins

Leben gerufen. 
Diese Verbesserung aus den letzten

Jahren will sie auch nach der Wahl zum
neuen Integrationsrat fortführen. Eben-
so will sie sich für die Fortführung eines
ganz besonderen Projekts einsetzen: Der
Multi-Kulti Kinderkarneval. Die jährliche
Karnevalsveranstaltung führt die Kinder
unterschiedlichster Herkunft zusammen
und wird in Mönchengladbach gut an-
genommen.

Neben ihrer Tätigkeit im Ausländerbei-
rat, dem sie seit 1995 angehört und des-
sen  Vorsitzende sie seit 1997 ist, erfüllt
Gülistan Yüksel auch die Aufgaben als
Ratsfrau. 2002 für die SPD in den Mön-
chengladbacher Stadtrat nachgerückt,
wurde sie am 26.9.2004 erneut gewählt.
Bisher hat sie für ihre Fraktion im Sozial-,
Schul- und Kulturausschuss gewirkt. 

Und als wäre das noch nicht genug,
bringt sie ihre Erfahrung und ihr Enga-
gement auch in die Vorstandsarbeit der
LAGA NRW ein.

Was sagt ihre Familie dazu? „Ich habe
die Unterstützung meines Mannes und
meiner Söhne. Aber ich habe schon ein
schlechtes Gewissen, dass ich oft nur

Feierstunde im Plenarsaal

Landtag und LAGA NRW feiern 
gemeinsam Erfolge der Integration
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wenig Zeit für die Familie habe“, gibt
Gülistan Yüksel unumwunden zu. Doch
sie scheint auch Vorbild für ihren älteren
Sohn zu sein. Der lässt sich nämlich von
der Mutter gerade in die politische Ar-
beit einführen. 

Porträt
Jean Makedonopoulos
Jean Makedonopoulos gehört zu den
Zuwanderern der ersten Stunde. Ebenso
ist er einer der ersten gewesen, die sich
politisch für die Belange der Migrantin-
nen und Migranten in Gütersloh und
darüber hinaus im Land NRW engagiert
haben. Der LAGA Vorsitzende Tayfun
Keltek bezeichnet ihn als einen der Weg-
bereiter für diejenigen Menschen mit
Migrationshintergrund, die in kommu-
nalen Migrantenvertretungen, Parteien
und zunehmend auch in Stadt- und Ge-
meinderäten Verantwortung überneh-
men.

1961 nach Deutschland gekommen,
engagierte er sich schon bald in Vereinen
und in der Einzelfallhilfe. Doch Jean Ma-
kedonopoulos merkte bald, dass das so-
ziale Engagement an seine Grenzen
stößt, wenn es keine politische Unter-
stützung in der Kommune gibt. Und die-
se Unterstützung hat Jean Makedono-
poulos in Gütersloh mit organisiert.
Schon 1971, als die ersten Vorläufer der

heutigen Ausländerbeiräte berufen wur-
den, war er dabei. Später wurde er stell-
vertretender Vorsitzender des direkt ge-
wählten Ausländerbeirates und seit
1989 bis jetzt ist er Vorsitzender des am-
tierenden Beirates in Gütersloh. Seine
stets kooperative und kompromissberei-
te Arbeitsweise brachte Makedonopou-
los Anerkennung von allen Seiten und
erleichterte die politische Berücksichti-
gung der Anliegen des Ausländerbeira-
tes.

Der nächste Schritt war seine Erkennt-
nis, dass Ausländerbeiräte auf Landes-
ebene zusammenarbeiten müssen,
wenn sie über den kommunalen Bereich
hinaus etwas erreichen wollen. Jean Ma-
kedonopoulos gehörte zum Gründer-
kreis der LAGA NRW und war bis 2002
stellvertretender Vorsitzender.

1998 tat Jean Makedonopoulos
schließlich das, wozu er und die gesam-
te LAGA NRW die Migrantinnen und
Migranten seit jeher auffordern: Er trat
einer deutschen Partei bei. Die CDU, die
Partei seiner Wahl, stellte ihn ein Jahr
später als Kandidat zur Kommunalwahl
auf. Jean Makedonopoulos wurde 1999
das erste nicht-deutsche Mitglied des
Rates der Stadt Gütersloh. Während sei-
ner fünfjährigen Ratstätigkeit engagierte
Jean Makedonopoulos sich unter ande-
rem im Schul- und im Sozialausschuss.
Die Ausschüsse, die sich am stärksten

mit den Interessen der Migrantinnen
und Migranten befassen.

2004 hat der inzwischen 70-Jährige
nicht wieder für den Rat und auch nicht
für den von ihm mit initiierten Integra-
tionsrat kandidiert, was über Parteigren-
zen hinweg mit Bedauern konstatiert
wurde. Doch kurz vor Ende seiner politi-
schen Mandatsausübung wurde Jean
Makedonopoulos mit dem Verdienstor-
den der Bundesrepublik Deutschland
ausgezeichnet. Eine Auszeichnung, die
von allen Seiten große Zustimmung er-
fuhr und deshalb auch mit einem feier-
lichen Festakt begangen wurde.

Handreichung für
die Arbeit der 
kommunalen 
Migranten-
vertretungen in
Nordrhein-Westfalen

A4-Broschüre, ca. 32 Seiten,
kostenlos zu bestellen über die
LAGA NRW, Helmholtzstr. 28,
40215 Düsseldorf
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Wir dokumentieren die Thesen zum Vor-
trag von Professor Dr. Axel Schulte an-
lässlich der gemeinsamen Veranstaltung
des Landtages und der LAGA NRW.

Thesen zum Vortrag
1.

In der Einwanderungsgesellschaft ist
‚Partizipation’ ein zentrales Element und
Erfordernis der gesellschaftspolitischen
Zielsetzung der Integration, vor allem
aber des menschen- und verfassungs-
rechtlich verankerten Prinzips der De-
mokratie.

2.
In der Wirklichkeit demokratischer politi-
scher Systeme gibt es einerseits vielfälti-
ge Möglichkeiten, andererseits aber
auch gravierende Schwierigkeiten und
Hindernisse für Partizipation. Erhebliche
Strukturdefekte der Demokratie existie-
ren auch bei den politischen Partizipa-
tionsmöglichkeiten der Migranten.

3.
Zum Abbau der Diskrepanzen, die zwi-
schen Anspruch und Wirklichkeit von
Demokratie und Partizipation bestehen,

ist eine Demokratisierung der Demokra-
tie erforderlich; dazu gehört auch eine
Verbesserung der Möglichkeiten zur po-
litischen Partizipation von Migranten.

4.
Die beratenden Gremien und Interes-
senvertretungen der Migranten sind
zwar kein Ersatz für das demokratische
Recht auf gleiche politische Freiheit, sie
können aber zur Stärkung der Demokra-
tie und zur Förderung der Integration,
insbesondere auf kommunaler Ebene
beitragen.

5.
In der Praxis sind die beratenden Gremien
und Interessenvertretungen der Migran-
ten mit einer Vielzahl von Problemen kon-
frontiert; daher sind Überlegungen, Dis-
kussionen und Maßnahmen erforderlich,
die auf eine innovative Bewältigung dieser
Probleme und eine institutionelle Weiter-
entwicklung gerichtet sind.

„Notwendigkeit und Verbesserung der politischen 
Partizipationsmöglichkeiten der Migrantinnen und 
Migranten auf kommunaler Ebene“

Liebe Freundinnen und Freunde,

die ersten Wahlen zu den kommunalen
Migrantenvertretungen haben bereits
am 26. September 2004 parallel zu den
Kommunalwahlen stattgefunden. Die
Ergebnisse sind ermutigend für den gro-
ßen Wahltag am 21. November 2004:
Überall dort, wo der bisherige Auslän-
derbeirat durch ein neues Gremium –
Integrationsrat oder Integrationsaus-
schuss – ersetzt wurde, gab es einen deutlichen Anstieg der
Wahlbeteiligung. Die größten Zuwächse verzeichneten We-
sel und Dormagen mit fünf bzw. drei Prozentpunkte auf je-
weils 24,1 und 17,8 Prozent. In den Kommunen, in denen er-
neut Ausländerbeiräte gewählt wurden, gab es nur in Aus-
nahmefällen eine höhere Beteiligung als im Jahr 1999. 

Dennoch: Angesichts der Tatsache, dass die Kandidatinnen
und Kandidaten ohne die finanzielle und logistische Unter-
stützung großer Parteiapparate für die Wahl werben müssen,
sind die genannten Ergebnisse beachtlich. Schließlich ver-
zeichnet man in den letzten Jahren eine tendenziell sinkende
Beteiligung bei allen Wahlen. Bei den letzten Kommunalwah-
len gab es in einzelnen Teilen verschiedener Städte sogar eine
Wahlbeteiligung unter 20 Prozent.

So sieht sich die LAGA NRW mit ihrem Engagement für eine
Reform der kommunalen Migrantenvertretungen bestätigt.
Dort, wo die politische Gestaltungskraft größer wird, steigt
auch das Interesse und damit die Wahlbeteiligung. Das ist ein
ermutigendes Zeichen für eine demokratische Gesellschaft!

Und mit dieser Erkenntnis wollen wir in den nächsten Wo-
chen bis zum 21. November die Migrantinnen und Migran-
ten im Land mobilisieren. Der Wahlkampf in den Städten und
Gemeinden muss vor Ort von den Kandidatinnen und Kandi-
daten geleistet werden, begleitet und unterstützt von den
örtlichen Geschäftsstellen der kommunalen Migrantenvertre-
tungen. Wie schon vor fünf Jahren wird auch die LAGA NRW
in der verbleibenden Zeit ihre Öffentlichkeitsarbeit verstär-
ken: Den Auftakt dazu machte die gemeinsame Veranstal-
tung der LAGA NRW mit dem Landtagspräsidenten Ulrich
Schmidt, über die wir ausführlich in der vorliegenden Ausga-
be unseres Info-Dienstes berichten. Hier finden Sie auch wie-
der nützliche Hinweise für die Wahlwerbung in Ihrer Stadt.
Darüber hinaus wird von der Geschäftsstelle der LAGA NRW
aus die Pressearbeit verstärkt. Von Seiten einiger Presse- und
Rundfunkorgane haben wir bereits die Zusage, dass die Wah-
len zu den Migrantenvertretungen in der Berichterstattung
Raum finden werden. Unabhängig von der Beurteilung unse-
rer Arbeit in Presse und Rundfunk, ist der LAGA NRW wich-
tig, dass die politische Arbeit von und für Migrantinnen und
Migranten größere Beachtung finden möge. Auch das ist ein
ermutigendes Zeichen für die Stärkung der politischen Teilha-
be von Migrantinnen und Migranten.
Viel Erfolg für die Wahl wünscht Ihnen Ihr

Tayfun Keltek
Vorsitzender LAGA NRW
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Wahlaufruf … Wahlaufruf …
Sehr geehrte Damen und Herren,

In 2004 – überwiegend am 21.
November 2004 – werden in
Nordrhein-Westfalen die kom-
munalen Migrantenvertretun-
gen neu gewählt. In sechzig
Städten und Gemeinden wird
dabei der bisherige Ausländer-
beirat von einem Integrations-
oder Migrationsrat ersetzt. Die-
se Neuerung stellt einen wichti-
gen Schritt für eine bessere po-
litische Beteiligung der hier le-
benden Migrantinnen und Mi-
granten dar. Denn, anders als
bisher, erhalten die Integra-
tionsräte Rechte, die denen der übrigen Ratsausschüsse ver-
gleichbar sind. In den Integrationsräten werden direkt ge-
wählte Migrantenvertreter mit stimmberechtigten Ratsmitglie-
dern gemeinsam beraten. Es besteht also die große Chance,
die Belange der Migrantinnen und Migranten in den Städten
und Gemeinden zum Thema der Kommunalpolitik insgesamt
zu machen. Nur so wird die Integration auch gelingen: Wenn
Migrantinnen und Migranten für ihre Stadt Verantwortung
und die politischen Vertreterinnen und Vertreter Verantwor-
tung für die Integration übernehmen. Auf diese Weise kommt
die politische Partizipation der Zugewanderten ein gutes Stück
voran.

Ich weiß, dass wir noch nicht am Ziel sind. Die Landesregie-
rung setzt sich ebenso wie die LAGA NRW seit Jahren für die
Einführung des kommunalen Wahlrechts für alle hier dauer-
haft lebenden Migrantinnen und Migranten ein. Das scheitert
derzeit an der fehlenden Mehrheit für eine Änderung des
Grundgesetzes. 

Doch gerade deshalb ist es wichtig, dass alle Möglichkeiten
zur politischen Mitbestimmung von den Migrantinnen und
Migranten genutzt werden. Je höher die Wahlbeteiligung zu
den kommunalen Migrantenvertretungen desto stärker wird
ihr politisches Gewicht in den Städten und Gemeinden sein.
Um so leichter werden es die gewählten Mitglieder haben,
sich für die Belange der Migrantinnen und Migranten einzu-
setzen. 

Ich bitte Sie daher eindringlich: Machen Sie Gebrauch von
Ihrem Wahlrecht. Informieren Sie sich in Ihrer Stadt über die
Listen, die für den Integrationsrat oder – in Ausnahmen – für
den Ausländerbeirat antreten. Prüfen Sie, welche Liste oder
Person Ihren Vorstellungen am nächsten kommt und unter-
stützen Sie diese  mit dem Gewicht Ihrer Stimme.

Birgit Fischer 
Ministerin für Gesundheit, Soziales, Frauen 
und Familie des Landes Nordrhein-Westfalen

Ihre kommunale Migrantenvertretung baut Ihnen eine Brücke!
Wer „seine“ kommunale Migrantenvertretung wählt, will,

dass Zugewanderte und Bürger zusammengehören.
Deshalb gilt:

Für Menschen mit gutem Willen sind kommunale Migranten-
vertretungen das Beste, was es derzeit im Sinn gelingender

Partizipation und Integration gibt!

Am 21. November 2004 wird in mehr als 90 Städten in Nord-
rhein-Westfalen die kommunale Migrantenvertretung gewählt.

Liebe Migrantinnen und Migranten, ich möchte Sie ermun-
tern, von Ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen. Wenn Sie
der Migrantenvertretung Ihre Stimme geben, bestimmen Sie
mit, was in Ihrer Stadt passiert. Ihre kommunale Migranten-
vertretung gibt Ihnen die Möglichkeit der Integration durch
politische Teilhabe. Zugleich zeigen Sie mit Ihrer Wahlbeteili-
gung, dass Zugewanderte und Bürger zusammen gehören.

Ob Ausländerbeirat, Migrationsrat, Integrationsrat oder als
Gremium mit einer anderen Bezeichnung – Migrantenvertre-
tungen beteiligen sich aktiv an der Kommunalverwaltung. Sie
erkennen die Kommunalverfassung an und arbeiten auf dieser
Grundlage mit den Räten zusammen. Damit gestalten sie In-
tegration: Einen Prozess, der Zugewanderten und Bürgern ge-
meinsam aufgegeben ist und der sie zusammenführt. Ihre Mi-
grantenvertretung baut Ihnen eine Brücke zur Kommunalpoli-
tik. Migrantenvertretungen transportieren auch die Anliegen
derjenigen Migranten in die Kommunalverwaltung, die sich
nicht an der Kommunalwahl beteiligen konnten.

Die direkt in die Migrantenvertretung gewählten Mitglieder
eröffnen unserer Kommunalverwaltung neue Perspektiven.
Sie tragen andere kulturelle Ansätze an sie heran und können
so zu neuen Lösungen anregen. Die Migrantenvertretung
zwingt die Kommunalpolitik, sich mit den Forderungen der
Zugewanderten politisch auseinander zu setzen. Kommt bei-
des zusammen, erweitert die Migrantenvertretung den Erfah-
rungs- und Politikhorizont und entwickelt mit der Kommunal-
politik gemeinsam das Bild einer neuen Bürgerschaft.

Nicht zuletzt kann die Mi-
grantenvertretung den gesell-
schaftlichen und kulturellen
Vereinigungen der Migranten
eine Brücke in die bürgerliche
Gesellschaft und die Kommu-
nalpolitik bauen.

Dies alles können Sie mit Ih-
rer Wahlbeteiligung unterstüt-
zen.

Stärken Sie Ihrer Migranten-
vertretung den Rücken! Gehen
Sie zur Wahl!

Dr. Fritz Behrens
Innenminister des Landes
Nordrhein-Westfalen
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Mehr Rechte, höhere Beteiligung
Erste Integrationsräte in NRW gewählt
Parallel zu den Kommunalwahlen fan-
den am 26. September 2004 die ersten
Wahlen zu den kommunalen Migran-
tenvertretungen statt. Bis Redaktions-
schluss waren der LAGA NRW die Er-
gebnisse aus zehn Kommunen bekannt.

In Dormagen, Lüdenscheid, Nieder-
kassel und Wesel lösten  die Migrantin-
nen und Migranten mit der Wahl den
Ausländerbeirat ab. In diesen vier Städ-
ten wurden Integrationsräte gewählt.
Die Ergebnisse sind für Wahlen am 21.
November ermutigend. In allen vier
Kommunen stieg die Wahlbeteiligung
teilweise deutlich an. „Es zeigt sich, dass
die besseren Entscheidungskompeten-
zen der neuen Gremien, die Wählerin-
nen und Wähler motivieren.“ Kommen-
tiert Tayfun Keltek die gestiegene Wahl-
beteiligung. In Wesel erreicht die Beteili-
gung mit 24,1 Prozent den bisher höch-
sten Stand in diesem Jahr.

Keltek: „Angesichts der finanziellen
und logistischen Schwierigkeiten ist eine
Beteiligung von knapp 25 Prozent für
die Migrantenvertretungen schon ein
achtbares Ergebnis.“ Man müsse beden-
ken, dass die Parteien zu den Kommu-
nalwahlen enorme Geldsummen mobili-
siert hätten, um auf sich aufmerksam zu
machen. Dennoch sei die Beteiligung
landesweit mit rund 53 Prozent sehr nie-
drig gewesen. „In einigen Stadtteilen
liegt die Wahlbeteiligung sogar noch
deutlich darunter.“ erläutert LAGA-Vor-
sitzender Tayfun Keltek

In den Städten, die am 26. September
2004 Ausländerbeiräte herkömmlicher
Art wählten, ist die Wahlbeteiligung –
bis auf eine Ausnahme – weiter gesun-
ken. Nur in der niederrheinischen Stadt
Moers konnte die Beteiligung von 15,8
auf glatte 17 Prozent gesteigert werden.

Ratsmitglieder mit
Migrationshintergrund

Nach den Kommunalwahlen in Nord-
rhein-Westfalen präsentieren sich die
Räte und Bezirksvertretungen interkul-
tureller denn je. 1999 waren in ganz
NRW nur vereinzelte Migranten in die
Räte gewählt worden. 2004 hat zumin-
dest in vielen Großstädten wenigstens
ein Ratsmitglied Migrationshintergrund.
Ausnahme ist Köln: Dort schafften je-
weils eine Kandidatin von CDU, SPD

und PDS sowie ein Kandidat der Grünen
den Sprung ins Stadtparlament. Hinzu
kommen diverse Bezirksvertreter mit Mi-
grationshintergrund in den neun Be-
zirksvertretungen der größten nord-
rhein-westfälischen Stadt. 

Weitere Beispiele: In Essen wurde Co-
pur Burak für  Bündnis 90/Die Grünen
gewählt. Nail Ertas kam in Hamm für die
CDU in den Stadtrat. In Duisburg gelang
Gürsel Dogan, Revisor bei der LAGA
NRW, der Einzug in den Stadtrat. Das
Mitglied des Duisburger Beirates für Zu-
wanderung und Integration war als Spit-
zenkandidat einer eigenen Liste angetre-
ten und erfolgreich. Er ist jetzt Einzelver-
treter im Stadtrat.

Auch zwei Mitglieder des LAGA-Vor-
stands fanden das Vertrauen der Wähle-
rinnen und Wähler: In Iserlohn wurde
Ercan Atay für die SPD gewählt. In Mön-
chengladbach schaffte Gülistan Yüksel,
ebenfalls SPD, den Einzug in den Rat. 

Tayfun Keltek zeigt sich erfreut über
die von Migrantinnen und Migranten
gewonnenen Mandate. „Ich gratuliere
allen zu ihrer Wahl. Ihre Arbeit ist der
Beweis dafür, dass Migrantinnen und
Migranten bereit und in der Lage sind,
Verantwortung für die Geschicke ihrer
Stadt wahrzunehmen. Dennoch kann
das nur ein Anfang sein. Migrantinnen
und Migranten sind längst nicht entspre-
chend ihrem Bevölkerungsanteil in den
Räten vertreten. Hier gibt es in den
nächsten Jahren noch Nachholbedarf.“

Interkulturelle 
Mittelstandsoffensive
Herner Pilotprojekt als Vorbild
für andere Kommunen

Zur Zeit wird in Herne ein Wegweiser für
Unternehmensgründer nicht-deutscher
Herkunft erarbeitet. Dieser Wegweiser
soll Migranten, die sich selbstständig
machen möchten, den Weg durch die
Dienststellen der Stadt aufzeigen. Gera-
de Menschen, die Einrichtungen wie ein
Gewerbeaufsichtsamt aus  ihren Her-
kunftsländern nicht kennen, tun sich in
Deutschland schwer mit der Unterneh-
mensgründung. Dabei ist die Bereit-
schaft, sich selbstständig zu machen
durchaus hoch. Zumal Migranten oft
Marktnischen bedienen können, für die
sich Deutsche seltener interessieren. 

Um die Chancen für Wirtschaft und
Arbeitsmarkt effektiv nutzen zu können,
müssen auch die Stadtverwaltungen auf
die spezifischen Probleme von Migran-
ten vorbereitet sein. Daher finanziert das
NRW-Wirtschaftsministerium das Pilot-
projekt in Herne. Dabei lehnt man sich
an die „Mittelstandsoffensive Wirt-
schaftsfreundliche Stadtverwaltung“ an.

Eine Düsseldorfer Unternehmensbera-
tung erarbeitet zusammen mit Vertre-
tern des Gewerbeaufsichtsamtes, des
Bauordnungsamtes und des Ausländer-
amtes den Wegweiser. Dabei werden
den potentiellen Unternehmern die
städtischen Dienststellen und ihre Auf-
gaben erklärt. Erläutert wird ebenfalls
der Ablauf einer Unternehmensgrün-
dung, um unnötige Besuche in der Ver-
waltung zu vermeiden.

Interessanter Nebeneffekt: Durch die
Erarbeitung des Wegweisers machen
sich die städtischen Mitarbeiter interkul-
turelle Kompetenzen zu eigen. Nach Be-
endigung des Projektes Ende 2004 sol-
len die Ergebnisse veröffentlicht und an-
deren Kommunen zur Verfügung ge-
stellt werden.

Hilfe für Strafgefangene
Verein unterstützt Inhaftierte 
bei Resozialisierung

Der Verein „Strafgefangenen- und
Krankenseelsorge e.V.“ (SUKS) hat sich
der Unterstützung von straffällig gewor-
denen Migranten und ihrer Familien ver-

Sonntag, 21. November ‘04

gefördert vom Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie
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schrieben. Der Vorsitzende Murat Boz-
kurt beschreibt die Motivation der Ver-
einsmitglieder so: „Die straffällig gewor-
denen Migranten und deren Angehörige
befinden sich in einer besonderen Kon-
fliktsituation und brauchen daher unse-
rer besondere Unterstützung. Durch kul-
turelle Unterschiede werden sie oft iso-
liert, die Integration  vor und insbeson-
dere nach der Haft wird erschwert.“

Bozkurt begann schon 1999 mit der
Gefangenenhilfe. Zunächst brachte er
türkischen Inhaftierten Zeitschriften in
die Haftanstalten. Zwei Jahre später hat-
te Bozkurt genügend Mitstreiter zusam-
men, um zwei Gruppen von jeweils 15
Häftlingen zu betreuen. Heute sind in
ganz Nordrhein-Westfalen mehrere
Dutzend Ehrenamtliche aktiv, die sich
um die Strafgefangenen während und
nach der Haft kümmern. Der Verein
schult die ehrenamtlichen Helfer, um sie
auf die Aufgaben vorzubereiten und die
Erfahrungen auszuwerten.

Für straffällig gewordene Migranten
sind Kontakte außerhalb des früheren
kriminellen Milieus nach der Haft be-
sonders schwierig.  Ohne Unterstützung
ist das für viele Betroffene kaum mach-
bar. Deswegen setzt sich SUKS klare Zie-
le bei der Arbeit mit den einzelnen Per-
sonen. An oberster Stelle  stehen dabei
■ die Wiedererlangung gesunder sozia-

ler Kontakte
■ das Erarbeiten einer Perspektive für

die Zeit nach der Haft
■ der Gewinn von Lebensqualität und

Selbstbewusstsein durch Eigeninitiative.
Die Betreuung beginnt schon während

der Haft. Dort bauen die Ehrenamtler
Vertrauensverhältnisse zu den Strafge-
fangenen auf. Nach Ende der Haft ist das
eine gute Voraussetzung, um im Alltag
wieder Fuß zu fassen. In dieser Zeit helfen
die Mitarbeiter von SUKS durch Beglei-
tung bei Behördengängen, Motivation
zur Teilnahme an Sprach- oder Weiterbil-
dungskursen und anderen Kontaktauf-

nahmen. Dabei greift SUKS auch auf die
Kenntnisse kommunaler Migrantenver-
tretungen und ihrer Netzwerke zurück. 

Angesichts des hohen Schamgefühls,
das Verwandte von straffällig geworde-
nen Migranten empfinden, ist eine in-
tensive Betreuung der Familien genauso
wichtig. So kann sicher gestellt werden,
dass ein Inhaftierter den Kontakt zur ei-
genen Familie nicht verliert. 

Diese Hilfen können aber nur gewährt
werden, wenn es vor Ort ausreichende
Kontaktpersonen gibt. SUKS hat daher
ein großes Interesse an  der Bekanntma-
chung seiner Arbeit. Kommunale Mi-
grantenvertretungen können dabei
unterstützen, indem sie z.B. gemeinsa-
me Info-Veranstaltungen organisieren.

Kontakt:
SUKS, Kaiser-Wilhelm-Straße 230,
47169 Duisburg
Tel.: 0203 – 51 92-460
Mail: info@suks.de 

TRT-INT bleibt im Kabelnetz
Vorläufiger Beschluss der NRW Medienkommission

Die Medienkommission der LfM (Lan-
desanstalt für Medien) hat am
10.9.2004 eine neue Rangfolge für die
Kabelbelegung in NRW beschlossen.
Von den durchschnittlich 33 Kabelplät-
zen im analogen Kabel wird die LfM
künftig neben den gesetzten Program-
men, also jenen, die einen gesetzlichen
Vorrang haben (insgesamt acht), nur
noch die Belegung von 17 Programm-
plätzen regeln. Damit bekommt der Ka-
belnetzbetreiber einen weit größeren
Einfluss als bisher. Er kann ein eigenes
Kontingent frei bestücken.

Die Entscheidung über die Ka-
belbelegung sollte eigentlich im
Frühjahr 2003 getroffen werden.
Sie war ausgesetzt worden, da
zuvor entschieden werden mus-
ste, welche Veranstalter im Ergeb-
nis der Ausschreibung ihre Pro-
gramme in NRW über die erste
und zweite terrestrische Fre-
quenzkette verbreiten können.

Diese Programme waren bei
der Kabelbelegung vorrangig zu
berücksichtigen. Das galt auch für die
Programme, die erstmalig digital terres-
trisch verbreitet werden.

Nach der Vorrangentscheidung durch
die LfM wird nun in einem zweiten
Schritt das gesetzlich vorgesehene
„Benehmen“ mit dem Kabelnetz-
betreiber hergestellt. Danach folgt
die Belegungsentscheidung für
die einzelnen Kabelnetze in
Nordrhein-Westfalen. Erst dann
kann mit der Umsetzung der Be-
legungsentscheidung begonnen
werden. Dies ist auch der Zeit-
punkt, an dem es für die Zu-
schauer interessant wird.

Die LfM geht nach Gesprächen
mit dem Kabelnetzbetreiber ish
und allen anderen Beteiligten da-

von aus, dass es auch im weiteren Bele-
gungsverfahren nicht mehr zu Konflikt-
fällen kommen wird und u.a. das Pro-
gramm TRT-INT durch Teilen eines Sen-
deplatzes Berücksichtigung findet. 

TRT-INT wird bis Jahresende 2004 wie
gewohnt die Sendungen im analogen Ka-
belnetz  fortsetzen. Ab Januar 2005 wird
TRT-INT den Kabelkanal mit einem ande-
ren Sender teilen. Bis Ende Juni wird der
Programmanteil von TRT-INT etappen-
weise bis zu 25 Prozent reduziert werden.
Parallel dazu wird TRT-INT im digitalen
Kabelnetz als sogenanntes Free TV, ohne
zusätzliche Kabelgebühren vollständig im
eigenen digitalen Kabelkanal empfangbar.
Die Empfangsfrequenz und Einzelheiten
wird TRT-INT in eigenen Sendungen sei-
nen Zuschauern bekannt geben.
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Erziehung braucht das ganze Dorf
LAGA-Mitglieder debattieren Bildungspolitik
Wie schon oft beschäftigte sich die Mit-
gliederversammlung der LAGA NRW im
September in Köln mit Bildungsfragen.
Hauptrednerin war denn auch NRW-
Schuministerin Ute Schäfer. Bevor die
SPD-Politikerin aber zu den Delegierten
sprechen konnte, nahm sie eine Liste mit
3500 Anmeldungen zum muttersprach-
lichen Unterricht an den Schulen Nordr-
hein-Westfalens entgegen. 

LAGA-Vorsitzender Tayfun Keltek ließ
sich die Gelegenheit nicht nehmen dar-
auf hinzuweisen, dass Elternvereine und
Ausländerbeiräte diese Anmeldungen
vor Ablauf des vergangenen Schuljahres
gesammelt hatten, um das hohe Interes-
se der Eltern mit Migrationshintergrund
an muttersprachlichem Unterricht für
ihre Kinder zu dokumentieren: „Die An-
meldungen belegen beispielhaft den
starken Willen der Eltern und ihrer Kin-
der, einen modernen muttersprachlichen
Unterricht wahr zu nehmen, wenn ein
entsprechendes Angebot vorhanden
ist.“ Bei der Übergabe der Listen und
zahlreicher Aktenordner mit den kom-
pletten Unterlagen, bat Keltek die Minis-
terin nachprüfen zu lassen, ob allen
Wünschen der Eltern nachgekommen
werden konnte. 

In ihrer Rede erkannte Ministerin
Schäfer die Bedeutung der Mutterspra-
che für die Schulerfolge von Kindern mit
Migrationshintergrund an. Doch wies sie
zugleich darauf hin, dass unter den ak-
tuellen Bedingungen ein Ausbau nicht
möglich sei. (Die Rede ist in Auszügen
dokumentiert.)

Entsprechend dominierte diese Frage
die anschließende Diskussion im Ple-

num. Unter ande-
rem wies Kubilay
Ercenk darauf hin,
dass das skandina-
vische Bildungs-
wesen auch des-
halb so erfolgreich
sei, weil die Fähig-
keiten der – meist
– mehrsprachig
erzogenen Kinder
mit Migrationshin-
tergrund von
vornherein in den
Unterricht und die
Förderpläne ein-
bezogen seien.
Dazu zitierte Er-
cenk, der selber als
Lehrer arbeitet,
das finnische
Sprichwort: „Um
ein Kind zu erzie-
hen, braucht man
das ganze Dorf.“

Diesem Motiv
konnte Ministerin

Schäfer zustimmen. Doch sie wies dar-
auf hin, dass damit auch die gesell-
schaftliche Verantwortung für die Erzie-
hung und Bildung der Kinder gemeint
sei. Sie appellierte an alle Eltern: „Man
kann Kinder nicht einfach in der Schule
abgeben und denken, es wird gebildet
und erzogen.“

Im Anschluss an die Diskussion sprach
noch der Kölner Regierungspräsident
Jürgen Roters zu den Delegierten. In sei-
nem Grußwort hob er die Chancen der
neuen Integrationsräte hervor. Die poli-
tische Partizipation von Migrantinnen
und Migranten war schließlich auch
Thema bei einer Diskussionsrunde mit
Abgeordneten aller Landtagsfraktionen:
Britta Altenkamp (SPD), Thomas Kufen
(CDU), Sybille Haußmann (Bündnis90/
Die Grünen) und Ute Dreckmann (FDP).

Dokumentation
Kompetenzen 
der Kinder würdigen
Auszüge aus der Rede von
Ministerin Ute Schäfer
während der LAGA-
Mitgliederversammlung
am 18.9.2004 in Köln
Mehr als ein Drittel unserer Kinder ha-
ben einen anderen sprachlichen und kul-
turellen Hintergrund als deutsche Kinder.
Das sind bemerkenswerte Zahlen. Sie
zeigen die große sprachliche und kultu-
relle Vielfalt unseres Landes. Sie zeigen,
welchen Reichtum an Sprachen, kultu-
rellen Traditionen und Talenten, an Ver-
haltensweisen diese Kinder mitbringen.
Ohne diese kulturelle Vielfalt wäre unser
Land deutlich eintöniger und farbloser.

In diesem Kontext erlauben Sie mir eine
Bemerkung: Mit Sorge sehe ich, wie we-
nig Anerkennung unsere Kinder aus Zu-
wandererfamilien von der Mehrheitsge-
sellschaft erhalten. Immer noch werden
zunächst die Defizite der Kinder in den
Vordergrund gestellt. Nach Anerkennung
für die mitgebrachten Kompetenzen und
Stärken sucht man vergebens. 

Fakt ist, dass die Deutschkenntnisse
vieler Migrantenkinder schlecht sind,
Fakt ist aber auch: diese Kinder beherr-
schen eine zweite Sprache, nämlich ihre
Muttersprache. Das wird meist überse-
hen. Zweisprachige Kinder aus deutsch-
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englischen oder deutsch-französischen
Familien werden bewundert. Dass aber
auch Mustafa neben dem Deutschen
noch seine türkische Muttersprache be-
herrscht und Raffael fließend italienisch
spricht, wird nur selten als Leistung an-
erkannt und gewürdigt. Ich kann gut
verstehen, dass Sie als Vertreter von Mi-
granten und auch als Eltern darüber be-
trübt sind. Mit Recht fordern Sie mehr
Anerkennung und mehr Toleranz ein.
Ich mache dabei gerne mit und biete Ih-
nen meine Unterstützung an. ...

Nach wie vor stehen wir zum Mutter-
sprachunterricht, denn wir wissen, er
macht Sinn. Es ist unsinnig, die Mutter-
sprache lediglich mündlich zu lernen, sie
muss auch schriftlich sprachlich veran-
kert sein. Wer nur mündlich türkisch,
arabisch, spanisch kann, beherrscht sei-
ne Muttersprache nicht wirklich. Sie hat
auch wenig Effekt auf die intellektuelle
Entwicklung. ...

Wir unterstützen die zweisprachige
koordinierte Alphabetisierung, also KO-
ALA, nach Kräften. KOALA ist ein schö-
nes Projekt an 50 Schulen und in einzel-
nen Klassen, das die Schulämter ge-
meinsam mit den RAA’s durchführen.
Leider aber ist KOALA durch die Dop-
pelbesetzung mit zwei Lehrkräften rela-
tiv teuer und kann nicht flächendeckend
in Nordrhein-Westfalen eingesetzt wer-
den. KOALA kann auch nur dort ange-
boten werden, wo Kinder einer einzigen
Sprachgruppe zusammenkommen.
Deutsch-türkische koordinierte Alpha-
betisierung macht wenig Sinn, wenn in
der gleichen Klasse noch drei arabische,
zwei russland-deutsche und vier jugosla-
wische Kinder sitzen. 

Zum Schluss möchte ich auf ein gro-

ßes Projekt zu sprechen kommen, das
wir gerade mit neuem Schwung an-
schieben. Es soll auf mittlere Sicht die
Schulerfolge der Migrantenkinder er-
heblich verbessern. Es geht um die so
genannten Stellen für Integrationshilfen,
von denen wir in Nordrhein-Westfalen
seit vielen Jahren rund 3.500 Stellen
jährlich zur Verfügung stellen. Diese
Lehrerstundenressource, so will ich es
hier einmal nennen, ist in erster Linie da-
für eingerichtet, dass Kinder aus Zuwan-
dererfamilien ihre Sprachkenntnisse ver-
bessern und somit positive Effekte auf
die Schulleistungen und auf die soziale
Integration erzielt werden. 

In den zurückliegenden Jahren haben
wir die Integrationsstellen so verteilt,
dass die Schulen zusätzliche Lehrerstel-
len oder Lehrerstunden entsprechend
ihres Anteils an ausländischen Kindern
erhielten. Das ist eine klassische Input-
Steuerung. PISA hat uns gezeigt, dass
wir uns in Deutschland zu wenig um die
Effekte unserer zusätzlichen Stellenzu-
weisung gekümmert haben. Also zu
wenig geschaut haben, was beim Ein-
satz zusätzlicher Stellen eigentlich her-
auskommt. Das soll jetzt anders wer-
den.

Wir haben die Schulaufsicht gebeten,
die Stellen künftig anders zu verteilen.
Wir möchten, dass sich die Schulen zu-
nächst ein Bild verschaffen über die Situa-
tion der Migrantenkinder an ihren Schu-
len. Gefragt wird nach folgenden Daten:

Wie viel Prozent der Kinder in unseren
Klassen haben einen Migrationshinter-
grund? Dabei spielt nicht die Staatsange-
hörigkeit eine Rolle, sondern die Feststel-
lung der Lehrkraft, wer aus einer Familie
mit Zuwanderungshintergrund kommt. 

Wie oft müssen Migrantenkinder im
Vergleich zu deutschen Kindern die Klas-
sen wiederholen?

Wie hoch ist ihr Anteil bei den Sonder-
schulverfahren?

Zu welchen Prozentsätzen werden die
Migrantenkinder auf welche Schulfor-
men verteilt? 

Wie hoch oder besser niedrig ist ihr
Anteil an den qualifizierten Schulab-
schlüssen?

Diese kleine und einfach zu handha-
bende Form der Selbstbetrachtung soll
der einzelnen Schule vor Ort deutlich
machen, wo ihre Migrantenkinder im
Vergleich zu den deutschen Kindern ste-
hen. Sie zeigt zugleich den Förderbedarf
auf. Ich nenne ein Beispiel: Eine Grund-
schule, die 70 % ihrer Kinder zur Haupt-
schule geschickt hat, könnte sich zum
Ziel setzen, diese Quote in den nächsten
drei Jahren deutlich zu verringern und
mehr Migrantenkinder als zuvor auch
auf Realschulen und Gymnasien zu brin-
gen. 

Ich wünsche mir außerdem, dass die
Schulen Förderkonzepte entwickelt, da-
mit die Quote der Klassenwiederholun-
gen deutlich zurückgeht. Ich wünsche
mir, dass mit intensiven Sprachförderan-
geboten mehr Migrantenjugendliche als
bisher zu einem qualifizierten Schulab-
schluss gebracht werden. Diese guten
Ziele können Schulen aber besser errei-
chen, wenn sie anhand von Zahlen den
Erfolg oder die Wirkungslosigkeit ihrer
Arbeit selbst kontrollieren können.

Im Ergebnis möchte ich, dass jede
Ressource aus den Integrationsstellen im
Stundenplan der Schule als zusätzliche
Unterrichts- und Förderzeit für Migran-
tenkinder ablesbar ist.
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Auswirkungen von Hartz IV
Migranten im Nachteil?

Am 9. Juli 2004 einigten sich Bundes-
und Länderregierungen im Bundesrat
auf das neue Gesetz zur „Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende“, dem soge-
nannten Arbeitslosengeld II (besser be-
kannt als Hartz IV-Gesetze). Inwieweit
dieses Gesetz Regelungen zum Nachteil
lange in Deutschland lebender Migran-
ten enthält, ist für kommunale Migran-
tenvertretungen von erheblichem Be-
lang. Schließlich gehört zu den Verände-
rungen in Zusammenhang mit Hartz IV
die enge Kooperation von Kommunen
und Agenturen für Arbeit bei der Betreu-
ung und Vermittlung.

Kern der Gesetze ist die Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
zum sogenannten Arbeitslosengeld II.
Wer bisher Arbeitslosenhilfe bezog
konnte auf Antrag zusätzliche Sozialhil-
feleistungen beanspruchen. Dies fällt
nun weg, statt dessen werden Pauscha-
len für Kinder, Miete und Heizkosten
ausgezahlt. In der Regel bedeutet diese
Pauschalierung für die Betroffenen eine
Verringerung ihrer monatlichen Einnah-
men.

Migranten sind von der Gesetzgebung
insofern häufiger betroffen, als sie deut-
lich öfter von Arbeitslosigkeit betroffen
sind. Zugleich kommen spezifische Pro-
bleme hinzu: Wer Arbeitslosengeld II be-
zieht, kann Probleme bei der Verlänge-
rung des Aufenthaltsstatus bekommen.
Das war bisher schon bei Bezug von Ar-
beitslosenhilfe der Fall.

Schwierigkeiten bereiten auch die um-
fangreichen Fragebögen, die von den
Agenturen für Arbeit an die Betroffenen
verschickt wurden. Sprachprobleme ver-
zögern die Bearbeitung. 

Besondere Hilfestellungen durch die
Kommunen sind daher geboten. Sinnvoll
erscheint die Einrichtung von lokalen Ar-
beitsgruppen, die für verschiedene Hil-
fen zuständig sind. Dazu gehören Unter-
stützung durch Dolmetscher, aber auch
mittel- und langfristige Strategien zur
Qualifizierung und Eingliederung in den
Arbeitsmarkt für diejenigen, die den
deutschen Arbeitnehmern im arbeits-
rechtlichen Sinn nicht gleichgestellt sind. 

Hilfe bei Anträgen
Migrantinnen und Migranten wenden
sich häufiger als andere Personengrup-
pen an die freien Wohlfahrtsverbände.
Obwohl das nicht zu den Arbeitsberei-
chen der Verbände gehört, haben sich
die meisten auf die Aufgabe eingelassen.

Ihr Personal erhält Beratung und Schu-
lung von den Agenturen für Arbeit, um
den Antragstellern qualifiziert helfen zu
können. 

Weitere Informationen zu Hartz IV für
Migrantinnen und Migranten u.a. unter
www.dgb-köln.de 

Bürgerschaft
und Management
Politik in den Kommunen
In einem Praxisbuch für moderne Kom-
munalpolitik, wie es im Untertitel heißt,
haben Susana dos Santos Herrmann und
Hannah Schmidt-Kuner wichtige Tipps
und Hinweise für Kommunalpolitiker zu-

sammengestellt. Das Buch, an dem die
langjährige Mitarbeiterin des LAGA-
Info-Dienstes Migration mitschrieb, rich-
tet sich dabei keineswegs nur an Mitglie-
der der Räte. Vielmehr spricht es alle
Menschen an, die in den Städten und
Gemeinden politisch tätig sind. So erhal-
ten auch Mitglieder von kommunalen
Migrantenvertretungen Einblick in mo-
derne Steuerungsinstrumente für ihr po-
litisches Handeln vor Ort.

Das Praxisbuch „Bürgerschaft und
Management – Politik in den Kommu-
nen“ zeigt Möglichkeiten auf, wie Kom-
munalpolitik erfolgreich, transparent
und zugleich effizienter gestaltet werden
kann.

In sechs Kapiteln werden Arbeitsme-
thoden und Instrumente vorgestellt, die
für Unternehmen und Organisationen
entwickelt und in jahrelanger Zu-
sammenarbeit mit vielen kommunalen
Praktikern in Workshops und Seminaren

für die Arbeit in der Kommunalpolitik
angepasst und optimiert wurden. An-
hand zahlreicher Beispiele zeigen die
Autorinnen auf, wie man solche Metho-
den für die praktische Politik nutzbar
machen kann.

Auch die Bedeutung der Integrations-
politik für eine moderne und gelungene
Kommunalpolitik wird im Buch deutlich.
Wie Rat und kommunale Migrantenver-
tretung effizient und zügig integrations-
politische Projekte auf den Weg bringen
können wird in Kapitel drei veranschau-
licht.

Das Praxisbuch ist zum Preis von 
10 Euro bei der Bundes-SGK erhältlich
(ab 5 Ex. 9 Euro ; ab 20 Ex. 8 Euro ).
Bestellungen können per Fax abgege-
ben werden: 030 – 25 993-970
Bestellschein unter:
www.bundes-sgk.de 

Integration von
Beschäftigten 
ausländischer Herkunft
Betriebs- und Dienstvereinba-
rungen
Im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung
haben Semiha Akin, Michaela Dälken
und Leo Monz eine Broschüre herausge-
bracht, die sich mit den Ergebnissen von
Betriebsvereinbarungen zur besseren In-
tegration von Migranten beschäftigt.
Die in Zusammenarbeit mit dem DGB
Fachbereich Migration & Qualifizierung
erstellte Studie wertet insgesamt 28 be-
triebliche Vereinbarungen aus. Zugleich
werden Handlungsempfehlungen für
künftige Vereinbarungen gegeben. 

Bei den ausgewerteten Vereinbarun-
gen hat man sich im Kern an der ge-
werkschaftlichen Tradition orientiert, die
seit Beginn der Anwerbung ausländi-
scher Arbeitskräfte die „arbeits- und so-
zialrechtliche Gleichstellung“ zum Ziel
hatte. Diese sei – so die Autoren – seit
Mitte der 70er im Prinzip gewährleistet.
Es komme darauf an, die rechtliche
Gleichstellung durch geeignete Maß-
nahmen zur faktischen werden zu las-
sen. Solche Maßnahmen gehören dann
in eine betriebliche Vereinbarung. 

Seit Mitte der 90er Jahre ist ein weite-
rer Aspekt hinzu gekommen: Im Okt-
ober 1995 verabschiedeten die europäi-
schen Sozialpartner die „Florenzer Erklä-
rung“ über „die Verhütung von Rassen-
diskriminierung und Fremdenfeindlich-
keit sowie Förderung der Gleichbehand-
lung am Arbeitsplatz. Die Bekenntnisse
zu Pluralismus und Chancengleichheit
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sind die Ziele dieser Erklärung, die
wiederum in konkreten Maßnahmen in
Betriebsvereinbarungen ihren Nieder-
schlag finden.

Die meisten Betriebsvereinbarungen
wurden zu Beginn des laufenden Jahr-
zehnts im öffentlichen Dienst geschlos-
sen. Dies hängt mit der Novellierung des
Betriebsverfassungsgesetzes zusammen,
die 2001 verabschiedet wurde und in ei-
nem neuen §88 Nr. 4 „Maßnahmen zur
Integration ausländischer Arbeitnehmer,
sowie zur Bekämpfung von Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit im Betrieb“ zu
möglichen Inhalten von betrieblichen
Vereinbarungen erklärt. Ungeachtet
dessen gab es aber bereits Anfang der
90er Jahre erste Vereinbarungen in
Großbetrieben. 

Informationen zur Bestellung:
DGB Bildungswerk, Bereich Migration
& Qualifizierung
E-Mail: 
migration@dgb-bildungswerk.de 

Herkunft prägt
Bildungschancen
Gleiche Bildungs- und Arbeits-
chancen für junge MigrantInnen
Seit Veröffentlichung der PISA-Studie
2001 steht fest, in kaum einem anderen
Land ist der Zusammenhang zwischen
sozialer Herkunft und Schulerfolg so
deutlich wie in der Bundesrepublik
Deutschland. Insbesondere Kinder mit
Migrationshintergrund geraten häufig
unter die Räder, weil sie nicht entspre-
chend ihrem Wissensstand und ihrer
Kompetenzen gefördert werden. 

Das Anti-Diskriminierungsbüro des
Vereins Öffentlichkeit gegen Gewalt
(ÖgG) in Köln hat diese Erkenntnisse
zum Anlass genommen, die Situation in
der Domstadt genauer zu untersuchen.
In der Publikation „Herkunft prägt Bil-
dungschancen“ werden die besonderen
Kölner Bedingungen zusammengefasst
und vorgestellt. Die Ergebnisse bestäti-
gen durchweg die Erkenntnisse aus der
PISA-Studie: Kinder mit Migrationshin-
tergrund „erhalten bei gleich starken
Leistungen seltener eine Gymnasialemp-
fehlung und werden bei gleich schwa-
chen schulischen Leistungen öfter als
ihre deutschen MitschülerInnen in die
Hauptschule überwiesen.“ Auch der An-
teil der Kinder, die an Sonderschulen für
Lernbehinderte überwiesen werden, ist
überproportional hoch. 

Trotz einer Reihe positiver Ansätze wie
der koordinierten Alphabetisierung an

rund neun Grundschulen, vorschulischer
Sprachförderung in Kindertagesstätten
etc. sehen die Herausgeber keinen
grundlegenden Wandel in der Kölner
Schullandschaft. Insbesondere weisen
sie darauf hin, dass auch die kommuna-
len Handlungsmöglichkeiten nicht aus-
geschöpft werden, die sich auf die Aus-
richtung der Schulen, die ‚Beratung von
Eltern und Lehr- und Erziehungspersonal
in Tagesstätten und Schulen beziehen. 

In Handlungsempfehlungen fordert
ÖgG „vor allem die Anerkennung und
Förderung von Bilingualität und Bikultu-
ralität“. Darüber hinaus erwartet ÖgG
von der Stadt Köln eine deutliche Ver-
besserung der Bildungsberatung sowie
die Stärkung der Mitsprache und Mit-
entscheidungsrecht zugewanderter El-
tern. 

Bestellungen können per E-Mail an
ÖgG gesandt werden:
Mail: oegg@netcologne.de   

Sternstunden 
Management-Handbuch 
für Zuwanderer-Vereine

„Migrantinnen und Migranten sind
nicht nur als Existenzgründer ein wichti-
ger Wirtschaftsfaktor, sonder auch ihr
bürgerschaftliches Engagement in der
Zivilgesellschaft ist hoch willkommen“,
erklärte Carmen Teixeira, Leiterin des
Landeszentrums für Zuwanderung (LzZ)
bei der Vorstellung des Management-
Handbuches „Sternstunden“. Die Grün-
dung von Migrantenvereinen sei einer
von vielen Schritten in Richtung Integra-
tion und Gleichstellung, denn über Ver-
einsaktivitäten könnten eigene Interes-
sen artikuliert und durchgesetzt werden. 

Das übersichtlich gestaltete Handbuch
mit vielen Tipps und Checklisten für die
alltägliche Arbeit richtet sich an Men-
schen, die einer bestehender Organisa-
tion frische Impulse geben oder einen
neuen Verein gründen wollen. Anhand
von typischen Situationen wird der All-
tag im Verein „MIGRA e.V.“ dargestellt.
Die im Buch vorgestellten Lösungswege
sind auf diese Weise leicht verständlich
und auf die eigene Arbeit übertragbar.
Ergänzt wird es durch eine CD-ROM mit
Arbeitsvorlagen.

Das LzZ hat „Sternstunden – Ma-
nagement-Handbuch für Zuwanderer-
Vereine“ in Zusammenarbeit mit der
Landeszentrale für politische Bildung
(LzpB) beim Klartext-Verlag in Essen
herausgebracht. Multiplikatoren der po-
litischen Bildung können es kostenlos bei

der LzpB bestellen. Beim Verlag oder im
Handel ist das 160 Seiten starke Buch für
14,90 Euro erhältlich.

Bestelladresse:
Landeszentrale für politische Bildung,
Horionplatz 1, 40213 Düsseldorf
Klartext-Verlag: info@klartext-verlag.de 

Europa im Internet
EU-Portal öffnet Wege nach Europa

Unter der Web-Adresse:
http://europa.eu.int öffnet sich das EU-
Internet-Portal. Hier ist der Ansatz für
alle, die sich über europäische Themen
informieren wollen. Von diesem Portal
ausgehend wird man zu allen Web-Sei-
ten der EU-Institutionen und möglicher
Partner geführt. Wichtige europäische
Gesetzes- oder Erlasstexte lassen sich so
bequem und schnell auffinden.

Interkultureller 
Antirassismus-
kalender 2005
mit Fest-, Gedenk- und Feiertagen aller
großen Kulturen und Weltreligionen. 

Er vermittelt Tipps, Ideen und Aktio-
nen für den Alltag und ist leicht zu ver-
stehen für Menschen, die schon immer
mal gerne über den eigenen Horizont
geblickt haben.

Bestelladresse: 
SOS-Rassismus-NRW, Haus Villigst,
58239 Schwerte, Tel: 02304-755190,
DINA6, 4 Euro und Porto
ISBN 3-938081-05-8
g.kirchhoff@aej-haus-villigst.de
www.sos-rassismus-nrw.de
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Seminarservice der LAGA NRW
Kommunale Integrationspolitik
erfolgreich gestalten! 

Im Herbst dieses Jahres werden in Nordrhein-
Westfalen die kommunalen Migrantenvertre-
tungen neu gewählt. 

60 Städten wurde dabei auf gemeinsamen
Antrag der Ausländerbeiräte und der Stadträ-
te durch das Innenministerium die Genehmi-
gung erteilt, vom „herkömmlichen Ausländer-
beirat“ abzuweichen und ein „Experimentier-
gremium“ einzurichten. Diese Gremien haben
zum weit überwiegenden Teil den Namen „In-
tegrationsrat“. Allen diesen Gremien ist ge-
meinsam, dass dort in den kommenden fünf
Jahren Ratsmitglieder und gewählte Migran-
tenvertreter/innen stimmberechtigt zu-
sammenarbeiten werden.

In den übrigen Städten werden Ausländer-
beiräte nach § 27 der Gemeindeordnung ge-
wählt.

Für alle kommunalen Migrantenvertretun-
gen gilt, dass erfreulicherweise sehr viele Frau-
en und Männer zur Wahl antreten, die sich
zum ersten Mal für diese wichtige Aufgabe
zur Verfügung stellen.

Eine erste Aufgabe des Gremiums muss es
deshalb sein, eine Fortbildungsveranstaltung
durchzuführen, die dem gegenseitigen Ken-
nenlernen, der Vermittlung von Grundkennt-
nissen über die kommunalpolitischen Arbeits-
abläufe und der Festlegung von Arbeits-
schwerpunkten dient. Besonders wichtig ist
dabei die Teilnahme aller Mitglieder, sowohl
gewählte Migrantenvertreter als auch Rats-
mitglieder.

Für diese Veranstaltung bietet Ihnen
die LAGA NRW ihre Hilfe an.
Der nachstehende Programmvorschlag ist auf
eine eintägige Veranstaltung ausgerichtet, es
kann aber sinnvoll sein ein Wochenendsemi-
nar durchzuführen, bei dem am zweiten Tag
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer das Ge-
hörte in eine Strategie für die Arbeit in ihrer
Kommune umsetzen.

Das Seminar besteht aus drei inhaltlichen
Blöcken:

- Die Rechte und Pflichten der Mitglieder
sowie die Möglichkeiten des Gremiums.

- Aktuelle inhaltliche Debatte der Integra-
tionspolitik wie z.B. Schulerfolge von Migran-
tenkindern.

- Die Erarbeitung eines Arbeitsprogramms
für die örtliche Migrantenvertretung.

Bei Interesse bitte bei der LAGA-
Geschäftsstelle melden:
Tel.: 0211 – 99 41 60 
Mail: info@laga-nrw.de
Web: www.laga-nrw.de

Ehrenplakette für Ulusoy
Herner OB würdigt Einsatz für 
Integration

Die Ehrenplakette der Stadt Herne hat Yunus
Ulusoy erhalten. Der inzwischen aus dem Amt
geschiedene OB Wolfgang Becker ehrte den
Mitarbeiter des Zentrums für Türkeistudien für
seinen Einsatz für das deutsch-türkische Zu-
sammenleben in der Ruhrgebietsstadt. 

Die Plakette besteht aus reinem Silber und
zeigt auf der Vorderseite das Herner Stadt-
wappen. Sie wird an Bürger und Bürgerinnen
für besonderes gesellschaftliches Engagement
vergeben.

Masri jetzt Honorarkonsul
Neue Aufgabe für Deutsch-Libanesen

Der in Essen als umtriebiges Mitglied des Aus-
länderbeirates bekannte Mohammad Masri
hat eine neue Aufgabe bekommen. Er ist nun
auch Honorarkonsul seines Herkunftslandes
Libanon. Diese ehrenvolle Tätigkeit hält ihn
aber keineswegs davon ab, sich weiterhin um
die Integration der Migrantinnen und Migran-
ten in Essen zu kümmern. Masri kandidiert im
November 2004 erneut für den Ausländerbei-
rat der Ruhrstadt.

Härtefallkommission in NRW
zieht positive Bilanz
1000 Mal Hilfe für Betroffene
Wie das NRW-Innenministerium jetzt mitteilte
konnte die Härtefallkommission in Nordrhein-
Westfalen bisher rund 1000 ausländischen An-
tragstellern helfen. Im Rahmen der rechtlichen
Möglichkeiten sorgten die Empfehlungen der
Kommission dafür, dass die Aufenthaltsmög-
lichkeiten der Betroffenen verlängert wurden.

Seit Aufnahme der Arbeit im Jahre 1996 ha-
ben über 4500 ausreisepflichtige Ausländer die
Kommission angerufen, um auf diesem Weg
eine Verlängerung des Aufenthaltes für sich
und ihre Familie zu erreichen. Der Minister traf
sich mit den Mitgliedern der Härtefallkommis-
sion auch, um die weitere Zusammenarbeit un-
ter den Regeln des neuen Zuwanderungsrech-
tes zu erörtern.

Behrens will die Zusammenarbeit auch nach
Inkrafttreten des neuen Gesetzes zum 1.1.2005
fortsetzen. Das neue Gesetz ermächtigt die Lan-
desregierungen, Härtefallkommissionen einzu-
richten und ein Verfahren zu regeln. Das Zu-
wanderungsgesetz schafft so eine Möglichkeit
zur Aufenthaltsgewährung in besonders gela-
gerten Einzelfällen, die der Gesetzgeber auf-
grund ihrer spezifischen Ausgestaltung nicht be-
rücksichtigen konnte. In diesen Ausnahmefällen
können künftig Aufenthaltserlaubnisse auch ab-
weichend von den im Gesetz geregelten Vor-
aussetzungen erteilt werden. 


